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Öffentlicher Teil 

1 Eröffnung der Sitzung   

 
 

 
Die Vorsitzende, Abg. Bähr-Losse, begrüßte die Anwesenden zur 
zehnten Sitzung der Wahlperiode (Sondersitzung) und stellte die 
form- und fristgerechte Einladung zur Sitzung sowie die Beschluss-
fähigkeit des Ausschusses fest. 
 
Sie sei froh, dass die Sitzung noch in diesem Jahr zustande gekom-
men sei und dass der Landrat daran Teil nehme, da das Thema  
kreisweit von Bedeutung sei.   
Sie habe bereits bei der Mahnwache keine falschen Versprechungen 
gegeben und tue es auch jetzt nicht.  
 
Die Vorsitzende, Abg. Bähr-Losse, verwies auf die Nachreichung 
vom 14.12.2016 Anlage 3 zu TOP 1.2 (Bericht der Verwaltung), aus 
der hervorgehe, dass die Verwaltung den Rhein-Sieg-Kreis für nicht 
zuständig erachte und der Tagesordnungspunkt abgesetzt werden 
müsse. Diese Haltung teile sie in keiner Weise. Sie habe mit dem 
Landrat gesprochen und sei froh, dass er den Rhein-Sieg-Kreis für 
zuständig erachte. Somit werde man heute über dieses wichtige 
Thema sprechen.     
 
Sie gab im Folgenden der Geschäftsführung der Asklepios Kinder-
Klinik die Möglichkeit, über den Grund der beabsichtigten Schließung 
zu berichten (TOP 1.3).  
 

 

1.1 Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 07.12.2016: Sondersit-
zung des Ausschusses für Inklusion und Gesundheit; hier As-
klepios Klinik in Sankt Augustin 

  

 
 

 

 

1.2 Bericht der Verwaltung   

 
 

 
Zum Bericht der Verwaltung wird unter TOP 1.4 Stellung genommen.  
 

 

1.3 Bericht der Geschäftsführung Asklepios Klinik   

 
 

 
Dr. Schindler, ärztlicher Direktor der Asklepios Klinik, dankte für die 
Möglichkeit der Stellungnahme. Er zitierte zu Beginn die Gesund-
heitsministerin des Landes NRW, Frau Barbara Steffens: „Wir brau-
chen einen Umbau der Krankenhauslandschaft, damit wir auch in 
Zukunft noch gut versorgt werden können.“ Man habe in Deutsch-
land zu viele Krankenhäuser, bzw. zu viele Krankenhausbetten. Es 
werde in den nächsten Jahren zu einem Abbau kommen. Hier sei 
gefordert, dass sich die Kliniken auf ihre Stärken und Kompetenzen 
konzentrierten.  
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Krankenhäuser sollten miteinander kooperieren und Überkapazitäten 
abbauen. Ein zentrales Thema sei die Neuorientierung des Landes-
bettenplanes, dieser sehe auch eine Neuorientierung der Perinatal-
zentren vor. Dies alles sei in dem zuvor genannten Zitat zusammen-
gefasst.  
Die Asklepios Kinderklinik in Sankt Augustin sei eine sehr „alte“ Insti-
tution. 1971 sei die Klinik als rein pädiatrische Kinderklinik eröffnet 
worden. D.h., dass damals die komplette Chirurgie, die man heute 
betreibe in dem vorhandenen Bau nicht vorgesehen war. Es habe 
ebenfalls keine Radiologie gegeben. Zu diesem Zeitpunkt habe man 
kranke Kinder in der Kinderklinik abgegeben, bestimmte Besuchszei-
ten am Tag gehabt und die Kinder abgeholt, wenn sie wieder gesund 
waren. So werde eine Kinderklinik heute nicht mehr betrieben.  
Im Laufe der Zeit habe sich eine Kinderchirurgie etabliert, die Radio-
logie sei ausgebaut worden. Im Rahmen der Chirurgie habe sich der 
Zweig Orthopädie entwickelt. Dr. Urban, ein Kinderchirurg, habe da-
mals in London die Kinderherzchirurgie erlernt und anschließend das 
deutsche Kinderherzzentrum gegründet. Das Neubauprojekt für das 
deutsche Kinderherzzentrum sei in großen Teilen aus dem Bonn-
Berlin-Ausgleich sowie aus Spenden und Landesmittel finanziert 
worden.  
Kurze Zeit später sei die Kinderklinik durch die Asklepios Kliniken 
GmbH übernommen worden. Anhand der Historie könne man sehen, 
dass über einen langen Zeitraum relativ wenig entwickelt worden sei, 
dann habe es eine rasante Entwicklung gegeben. Die Kinderneuro-
chirurgie sei gegründet worden, die Orthopädie habe sich etablieren 
können, man habe ein ambulantes OP-Zentrum gegründet. Die Pati-
entenzahlen seien in den letzten 15 Jahren deutlich nach oben ge-
gangen. Man stehe nun vor einem Dilemma, da der Bau längst in die 
Jahre gekommen sei. Es gebe viele weitere Probleme, die zu lösen 
seien. Heute würden etwa 70-90 Eltern pro Tag in der Klinik über-
nachten. Dies sei damals so nicht vorgesehen gewesen.  
Im Jahr 2010 habe man die Geburtsmedizin sowie das Mutter-Kind-
Zentrum eröffnet. Nun sei man zu der Entscheidung gekommen, die 
Geburtsmedizin vor dem Hintergrund der Spezialisierung zu verla-
gern. Das Thema „Spezialisierung“ sehe er als Chance, da es mas-
sive Probleme gebe. Man habe auf Zuschuss (Baufinanzierung) ge-
klagt.  
Am Wochenende habe er gelesen, dass die Universitätskliniken 220 
Millionen zu den 700 Millionen, die in den letzten vier Jahren zuge-
wiesen worden seien, erhalten hätten. Die Asklepios Klinik komme 
nicht in diesen Genuss, man müsse mit dem zurechtkommen, was 
das Land als Baupauschale zuweise. Die Konzentration auf die ei-
genen Kompetenzen, nämlich hochspezialisierte Kinder- und Ju-
gendmedizin, sei ein Ausweg aus diesen Problemen. Damit solle 
auch die Position des Deutschen Kinderherzzentrums gestärkt wer-
den. Man führe in Deutschland aktuell die meisten Operationen mit-
hilfe der Herz-Lungen-Maschine durch.  
Der Neonat sei ein Säugling bis zum 28. Lebenstag, man rede aber 
von der Verlagerung der Risikofrühchen, GBA-Frühchen unter 
1.500g, die in ein Perinatalzentrum Level 1 kommen würden.  
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Hier wolle man in Zukunft mit dem Kooperationspartner GFO zu-
sammenarbeiten. Dieser hätte eine hohe Kompetenz in den Berei-
chen Erwachsenenmedizin (Entbindung), man selbst wolle den Be-
reich Kindermedizin ausbauen. Dies würde dem entsprechen, was 
Frau Steffens gesagt habe, nämlich der Fokussierung auf die Kern-
kompetenzen. Man glaube auch, dass man die Arbeitsplätze in 
Sankt Augustin erhalten könne, da man Verantwortung für die Mitar-
beiter habe. Kranke, neugeborene Kinder mit z.B. einem Neugebo-
renenikterus oder einer Neugeborenensepsis werde man selbstver-
ständlich in Zukunft weiterhin in Sankt Augustin behandeln. Es wer-
de ebenfalls geplant, nach wie vor auch Risikokinder in Sankt Au-
gustin zu entbinden, wie man es vor 2010 auch gemacht habe. Man 
stelle sich vor, dass ein Team des Kooperationspartners zur As-
klepios Kinderklinik kommen werde, so dass diese Patienten dort 
entbunden und versorgt werden könnten.  
Dies könne in hoher Qualität gemacht werden, da die Pränataldiag-
nostik sich in den letzten Jahrzehnten so gut entwickelt habe, dass 
meistens angeborene Fehlbildungen bei Kindern bereits pränatal 
bekannt seien und somit die Kinder entsprechend zugewiesen wer-
den könnten.  
Man versuche, seine operativen Abteilungen weiter zu positionieren 
und weiterzuentwickeln, dies verstehe man unter Fokussierung auf 
die Kernkompetenz.  
Es sei gefragt worden, mit welchen Mitteln die Geburtshilfe damals 
gebaut worden sei. Ein großer Teil sei aus Eigenmitteln und ein ge-
ringer Teil aus dem Konjunkturpaket II für Ausstattung und Einrich-
tung eingeflossen. Der gesamte Bau sei somit aus Eigenmitteln ent-
standen.   
Zukünftig wolle man sich auf die angebotene Hochleistungsmedizin 
konzentrieren und sich mit den umliegenden Kliniken vernetzen. Man 
hoffe, dass man die freiwerdenden Flächen für dringend notwendige 
Sanierungsmaßnahmen nutzen könne. Da man außer der Baupau-
schale keine weiteren Zuschüsse erhalten werde, müsse man se-
hen, wie man damit zurechtkomme.  
 
Die Vorsitzende, Abg. Bähr-Losse, dankte für den Vortrag. 
 
 

  

 
 
 

1.4 Aussprache   

 
 

 
Abg. Waldästl hielt eine Rede bezüglich der Schließung der Ge-
burtshilfestation und Neonatologie in der Asklepios Kinderklinik 
Sankt Augustin. 
Er machte deutlich, dass eine privatwirtschaftliche Entscheidung des 
Konzerns Asklepios, durchaus aus finanziellen Gründen getroffen, 
weil man nicht in den Genuss von Sonderförderungen komme, erst-
mal zu akzeptieren sei.  
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Die Aufgabe der Krankenhausaufsicht und der öffentlichen Verwal-
tung sei es jedoch, die Einhaltung der gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen zu prüfen und allein hieran die rechtliche Entscheidung über 
die Schließung  der Geburtshilfe und Neonatologie zu treffen. Private 
Unternehmen, wie der Asklepios Konzern, hätten den Anspruch da-
rauf, dass Politik und Verwaltung solche Anträge entsprechend der 
heutigen Gesetzeslage prüfe. Diese Verlässlichkeit müsse der 
Rechtsstaat liefern. Dies sei alles, was man in diesem Sachverhalt 
zugestehen könne.  Die angekündigte Schließung der beiden Statio-
nen zu Mitte 2017 werfe eine ganze Reihe von Fragen auf, deren 
Antworten nicht hinter verschlossenen Türen bleiben dürften. Dies 
gelte insbesondere vor dem Hintergrund, dass in der Betriebsver-
sammlung der Kinderklinik die Frage, ob diese Maßnahme dazu die-
ne, die Kinderklinik nach und nach abzuwickeln, weder bestätigt 
noch dementiert werden konnte. Ebenfalls sei in der Betriebsver-
sammlung die Aussage getroffen worden, dass die Argumente zur 
Einrichtung der Geburtsstation und Neonatologie, der Behandlung 
von kranken Kindern und der direkten Verbindung zur Mutter, nur 
vorgeschoben worden seien. Er zitierte „Diese Argumente sind da-
mals nur vorgebracht worden, um die Politik auf emotionaler Ebene 
von einem Neubau zu überzeugen.“  
Er erfragte, ob die Geschäftsführung der Asklepios Klinik zu den 
eigenen Aussagen stehen würde, nämlich dass die gemeinsame 
Versorgung und Unterbringung von kranken, neugeborenen Kindern 
und ihren Müttern in einer Klinik sinnvoll und medizinisch angezeigt 
sei, vor allem, da hierdurch auch schädliche Transporte von Neuge-
borenen vermieden werden könnten.   
Weiter fragte er, ob es seitens der Geschäftsführung der Asklepios 
Klinik Sankt Augustin oder des Konzerns die Absicht gebe, über ei-
nen Zeitraum von einigen Jahren durch die Einleitung der Schlie-
ßung der Geburtshilfestation und der Neonatologie am Standort der 
Kinderklinik Sankt Augustin grundsätzlich etwas zu verändern. 
Die zweite Frage stelle einen Kernpunkt in dieser Thematik dar. Die 
Schließung der Geburtshilfe und der Neonatologie könnte der Ein-
stieg in eine Argumentation für den Ausstieg sein. Im Folgenden 
führte er einige Punkte auf, die ihm Anlass für diese Überlegungen 
gegeben hätten: 
- Der Standort Sankt Augustin sei die größte Neonatologie innerhalb 
des Asklepios Konzerns (Angaben des Unternehmens aus 2015).  
- Der Standort Sankt Augustin sei die zweitgrößte Geburtshilfe Abtei-
lung im Asklepios Konzern. Dies führe zu hohen Qualitätsstandards. 
Bei jeder Geburt sei ein Kinderarzt/Neonatologe anwesend.  
Allein diese Faktenbasis führte die Aussage der Geschäftsleitung, 
man wolle sich auf Kernkompetenzen besinnen, aus Sicht der SPD 
ad absurdum, da hier wohl eine der Kernkompetenzen liege.  
 
 Wenn man diese Ausgangslage weiter denke, so kämen ihm nach-
folgende Punkte in den Sinn:  
- Die Kinderchirurgie könnte durch die Schließung von Geburts- und 
Neugeborenenstationen ihre Kernkompetenz verlieren.  
- Ohne die Neugeborenenchirurgie könnten keine Fachärzte für Kin-
derchirugie mehr ausgebildet werden.  
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Dies könnte zur Folge haben, dass die Abteilung drastisch schrump-
fen werde.  
Auch dem Bereich der Neurochirurgie würden Kernkompetenzen 
verloren gehen, z.B. bei dem Transport von Kindern mit Wasserkopf 
oder offenem Rücken sei nach der Geburt medizinisch nicht möglich, 
da er von vielen Fachärzten als lebensbedrohlich eingeschätzt wer-
de. Hier erfolge also eine weitere Kompetenzschwächung des Stan-
dortes Sankt Augustin. 
Als dritten Punkt wolle er das zu Recht viel gelobte Kinderherzzent-
rum in den Blick nehmen. Die Kinderherzchirurgie sei eines der 
Kernstücke der Klinik. Rund 100 Kinder würden jedes Jahr mit einem 
Herzfehler in Sankt Augustin geboren und direkt vor Ort behandelt. 
Es gebe hierunter sehr viele Fälle, die nur auf einer neonatologi-
schen Intensivstation betreut werden könnten und nicht auf einer 
normalen Kinderintensivstation. Auch wolle er gerne wissen, wie dies 
zukünftig funktionieren solle. 
In einem Fernsehinterview mit dem WDR habe der ärztliche Direktor 
geäußert: „Kinder können wir gut, Erwachsene nicht so gut“. Man 
könne dies zunächst für naheliegend betrachten. 
Er wolle jedoch von der Geschäftsleitung wissen, ob es richtig sei, 
dass die Mütter in der Kinderklinik durch Frauenärzte und Hebam-
men versorgt und betreut werden, also Ärzten für erwachsene Frau-
en. Ebenso wolle er wissen, ob es richtig sei, dass das Herzzentrum 
auch Erwachsene mit angeborenen Herzfehlern operiere, dass es 
Kooperationen mit Ärzten des Helios-Klinikums in Siegburg gebe 
und dass die Narkoseärzte keine Kinderärzte seien, sondern Anäs-
thesisten, die aufgrund ihrer Tätigkeit eine Ausbildung aus dem Be-
reich der Erwachsenenmedizin erhalten hätten.  
 
Wenn diese Fragen mit Ja beantwortet werden sollten, so müsse er 
feststellen, dass hier mit zweierlei Maß gemessen werde. Auf der 
einen Seite bediene man sich der Erwachsenenmedizin, auf der an-
deren Seite sage man, man könne es nicht so gut. Die Kranken-
hausplanung für den Kreis sei vor kurzem erst abgeschlossen wor-
den. Asklepios habe sich als ein Standort für ein Perinatalzentrum 
beworben und diese Bewerbung kurzfristig zurückgezogen. Für die-
se Region, Versorgungsgebiet 6 (Rhein-Sieg-Kreis/Bonn und Euskir-
chen), solle es zwei solcher Zentren geben. Beide Zentren in Bonn 
(mit 2 km Luftlinie Entfernung) einzurichten, erscheine dabei wenig 
sinnvoll.  Auf die Qualitätsmerkmale sei er bereits zuvor eingegan-
gen, ihm gehe es auch um die räumliche Versorgung.  
 
Der komplette rechtsrheinische Teil von Bonn und dem Rhein-Sieg-
Kreis sei in diesem Segment ohne Versorgung. Für Politik, Verwal-
tung und Öffentlichkeit wäre es interessant, von der Klinikleitung zu 
erfahren, wieviel Prozent der Frühgeborenen in der Asklepios Kin-
derklinik aus dem rechtsrheinischen Kreisgebiet stammten. Die 
Schließung der Station bedeute de facto, dass es in diesem Gebiet 
keine Notfallversorgung in einer Neonatologie geben werde.  
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Aufgrund der räumlichen Lage der verbliebenen Kliniken sowie der 
Verkehrssituation im Großraum Bonn, die allen bestens bekannt sei,  
müsse man fragen, ob es richtig sei, dass sich die Perinatalzentren 
in Bonn, Kinderklinik und Uni-Klinik in Köln und die Asklepios Kin-
derklinik in Sankt Augustin bereits heute regelmäßig absprechen 
müssten, um alle Risikoschwangerschaften überhaupt versorgen zu 
können, da alle Stationen regelmäßig voll belegt sind. 
Ebenso stelle sich die Frage, wie zukünftig die Versorgung von le-
bensbedrohlichen Notfällen bei Neugeborenen aussehen solle. Vom 
Standort Sankt Augustin könne man nahezu alle Standorte in 15-20 
Minuten erreichen. Von einem Bonner-Standort aus liege diese Dau-
er teilweise bei bis zu 45 Minuten.  
Eine weitere Frage sei, wie viele Notfälle es derzeit jedes Jahr gebe 
und wie viele davon von der Asklepios Klinik Sankt Augustin über-
nommen würden. 
Dies seien Fragen, die sich mit einer räumlichen Verlagerung auch 
ergeben würden. Man könne da nicht sagen, es gebe ein Versor-
gungsgebiet, sondern man müsse genau hinschauen.   
Die Frage, welche Zuschüsse an Asklepios geflossen seien, sei be-
antwortet worden, mit rund 2,2 Millionen Euro Steuergelder eine 
ganze Menge.  
Weiter erfragte er, wie Asklepios mit den jährlichen Mitteln des Lan-
des für Bauinstandhaltung und Neubau umgegangen sei.   
Er wolle wissen, ob es richtig sei, dass die Geschäftsleitung mit 
hochrangigen Vertretern der Stadt Sankt Augustin vor wenigen Wo-
chen noch über eine Erweiterung der Stationen gesprochen habe. 
Ihm stelle sich die Frage, ob man nun etwa die Investitionen scheu-
te, die notwendig seien und die man in den Jahren seit der Über-
nahme nicht getätigt habe.   
Bei einer Gesamtbetrachtung der Situation und einem Blick über den 
Tellerrand hinaus (der Konzern Asklepios habe mehrere Geburtshil-
feklinikschließungen in den letzten Tagen angekündigt) stelle sich 
folgende abschließende Frage: Nämlich, ob zum Zeitpunkt des Neu-
baus die Absicht bestanden habe, die Geburtshilfe langfristig am 
Standort Sankt Augustin zu erbringen oder sei es lediglich darum 
gegangen, Fördermittel zu generieren und man sei von dem eigenen 
Erfolg der Geburtshilfe mit über 1000 Geburten überrascht.  
Man werde auf diese Frage heute keine abschließende Antwort ge-
ben können. Vielleicht werde die Klinikleitung zu manchen Fragen 
keine Antwort geben wollen.  
Es gebe eine ganze Reihe von Fragezeichen, die die Klinikleitung 
der Asklepios Kinderklinik beantworten sollte. 
Diese Fragezeichen würden weit über Geburtshilfe und Neonatologie 
hinausgehen und die Antworten auf diese Fragen seien nicht nur von 
öffentlicher sondern auch von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung.  
Der Kreistag des Rhein-Sieg-Kreises könne Asklepios nicht zwingen, 
die Entscheidung zurückzunehmen. Man könne aber den Finger in 
die Wunde legen und auf nicht nachvollziehbare Zusammenhänge 
hinweisen.  
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Man könne Fragen stellen, die die Entscheidung anders aussehen 
lassen, als dies in den Statements der Geschäftsführung den Au-
genschein mache und man könne öffentlichen Druck auf die Ent-
scheidung Sankt Augustins und des Gesamtkonzerns aufbauen.  
Die Gesundheitsversorgung sei eine öffentliche Aufgabe und diene 
nicht der Gewinnmaximierung von Konzernen. Natürlich müsse man 
auskömmlich wirtschaften können. Wer sich aber in diesem Bereich 
wirtschaftlich betätige, von dem erwarte er mehr Anstand, Moral und 
Förderung des gesellschaftlichen Zusammenhalts als von jedem 
anderen Unternehmen.  
In diesem Sinne werde man hoffentlich später als Kreistag eine ge-
meinschaftliche Resolution, wie der Rat der Stadt Sankt Augustin, 
auf den Weg bringen und an die Geschäftsführung Asklepios appel-
lieren, die vorweihnachtliche Besinnlichkeit dazu zu nutzen unterm 
Christbaum die Entscheidung zu überdenken und eventuell auf den 
Weg der Vernunft für Kinder und Frauen zurückzukehren. 
Er dankte für die Aufmerksamkeit. 
 
 
SkB Danne führte bezüglich der Formulierung „gesamtgesellschaftli-
che Verantwortung oder Bedeutung“ aus, dass man hier schon Vor-
wahlkampf betreiben könne, indem man einen privaten Betreiber zu 
Recht angreife. Das Problem liege jedoch darin, dass man öffentli-
che Daseinsvorsorge, z.B. Kindergärten, Schwimmbäder, Kranken-
häuser etc. mehr und mehr privatisiere. Man wolle doch nicht allen 
Ernstes einem Privatunternehmen, das Gewinnmaximierung anstre-
be, mit gesellschaftlicher Verantwortung kommen. Dies sei ziemlich 
illusorisch. Sonntagsreden würden den Betroffenen, die aus z.B. 
Ruppichteroth oder Windeck 50 km bis zur nächsten Entbindungs-
station bräuchten, auch nicht weiterhelfen. Wer im Glashaus sitze, 
solle nicht mit Steinen werfen. Die Landesregierung der SPD sei an 
der jetzigen Situation, die man erlebe und die ein privater Betreiber 
radikal ausnutze, mit beteiligt und dafür mitverantwortlich.  
Da 2,2 Millionen € Steuergelder investiert worden seien, solle man 
sich Gedanken machen, ob und wie Gelder eingefordert werden 
könnten.  
Auf einem Werbeschild, dass ihm als Bild zugemailt worden sei, ha-
be damals gestanden: „Wir bauen Zukunft. Hier entsteht, gefördert 
durch die Bundesrepublik Deutschland, aufgrund eines Beschlusses 
des deutschen Bundestages, der Neubau der Geburtshilfe an der 
Asklepios Klinik Sankt Augustin. Die Bundesregierung und die Lan-
desregierung NRW“.  
 
Abg. Schmitz stellte fest, dass eine politische Einflussnahme durch-
aus möglich sei. Im Rahmen der Krankenhausplanung seien schon 
alle entsprechenden Entscheidungsgremien beteiligt, sodass es 
nicht im privatwirtschaftlichen Gewerk alleine hervorgehe.  
Herr Dr. Schindler habe vorher ein Zitat verwendet, welches von 
jedem Landespolitiker oder jedem Kostenträger zu hören wäre.  
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Die Veränderung der Krankenhauslandschaft sei erforderlich, um 
entsprechend die Finanzierung und die Ausnutzung der entspre-
chenden Kapazitäten auf das richtige Gleis zu stellen. Dies sei voll-
kommen richtig, dies unterstütze man. Man müsse hier zwischen 
Über- und Unterversorgung unterscheiden. Es treffe hier in diesem 
Falle jedoch überhaupt nicht zu. Man müsse festhalten, dass im 
rechtsrheinischen Bereich entsprechende Geburtshilfe- sowie Spezi-
aleinrichtungen rar gesät seien. Darüber hinaus könne eine Klinik, 
die ca. 1000 Entbindungen im Jahr vollziehe, nicht alles falsch ma-
chen. Es werde gute Leistung für Frauen und Kinder erbracht. Es sei 
herauszuheben, dass es im östlichen Rhein-Sieg-Kreis keine Alter-
native gebe.  
Wenn im Falle einer anstehenden Geburt der Rhein gequert werden 
müsse, sei dies eine große Herausforderung. Man müsse sich fra-
gen, ob es richtig sei, wenn man aus dem östlichen Rhein-Sieg-Kreis 
eine halbe Stunde benötige, um zur Kinderklinik in Sankt Augustin zu 
gelangen und darüber hinaus eine halbe Stunde zur Querung des 
Rheins bräuchte.  
Die erwähnte zukünftige Betreuung der Kinder sei eine Selbstver-
ständlichkeit, deshalb heiße die Kinderklinik auch Kinderklinik.    
Vor sechs Jahren sei die Geburtsstation in Sankt Augustin erst auf 
den Weg gebracht worden. Einer der Gründe für diese Etablierung 
war letztendlich auch, die Geburtsstation in Siegburg zu schließen. 
Es sei gesagt worden, dass es bis Sankt Augustin nicht weit sei. 
Jetzt gehe man den nächsten Schritt. Dies möchte und könne man 
nicht akzeptieren. Daher habe man den Antrag (TOP 1.5) bezüglich 
der Resolution gestellt.   
 
SkB Schulenburg machte deutlich, dass es ein ernstzunehmender 
Aspekt sei, dass damals, als die Steuergelder zur Etablierung einer 
Geburtshilfestation in die Kinderklinik Sankt Augustin geflossen sei-
en, für die die Station in Siegburg geschlossen worden sei. Dies dür-
fe nicht außer Acht gelassen werden. 
 
Abg. Leitterstorf brachte ein, dass man vor wenigen Tagen die 
Wohnraumbedarfsanalyse zu lesen bekommen habe. Danach sei 
das Zentralgebiet sowie die „Halskrause“ um Bonn ein absolutes 
Zuzugsgebiet. Gerade junge Leute, bzw. junge Familien würden sich 
im zurzeit vielfach überalterten Rhein-Sieg-Kreis ansiedeln. Der Be-
darf an einer Entbindungsstation werde sehr groß sein. Die Statio-
nen in Troisdorf und Bonn werden diesen Bedarf nicht decken kön-
nen. Die Entscheidung zur Schließung sei nicht nur menschlich ein 
Drama, sondern es sei auch wirtschaftlich zu überdenken, sich gera-
de in einer Wachstumsphase aus dieser Branche zu verabschieden.  
 
Ltd. KVD Allroggen stellte in Bezug auf die Vorlage zu TOP 1.2 klar, 
dass man als Verwaltung in einer misslichen Situation sei.  
Man habe sich als Kreis in den vergangenen Jahren immer wieder 
dafür eingesetzt, dass die medizinische Versorgung im stationären 
sowie im ambulanten Bereich wohnortnah erfolge, die Krankenhaus-
versorgung gut und die Zahl der niedergelassenen Ärzte auf mindes-
tens dem gleichen Stand bleibe.  
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Dies sei aus Sicht des Kreises eine sehr wünschenswerte Zielset-
zung, gerade weil der Kreis mit fast 600.000 Einwohnern einer der 
Größten in Deutschland sei.  
Vor diesem Hintergrund hätte die Verwaltung gerne einen rechtli-
chen Hebel in der Hand, um die Entscheidungen im Bereich der 
Krankenhausplanung in irgendeiner Form wirksam beeinflussen zu 
können. Dies sei leider nicht der Fall. Man bemängle, wie auch an-
dere Kommunen, Kreise und kreisfreie Städte, schon seit Jahren 
diese rechtlich schlechte Position. Im Moment habe man rechtlich als 
Fachverwaltung nur eine Verbindung zu den Krankenhäusern, näm-
lich als Kreisgesundheitsamt im Bereich der Hygiene. Regelmäßig 
prüfe man dort die hygienischen Bedingungen.  
 
Jedoch könne es eine politische Grundlage geben, aufgrund derer 
die Verwaltung tätig werde, auf einem Weg neben den gesetzlichen 
Bestimmungen. 
Der Hinweis sei aus formalen Gründen erforderlich gewesen. Wenn 
der Ausschuss sich darüber einig sei, dass die Kreisverwaltung tätig 
werden solle, sei dies dadurch nicht ausgeschlossen.    
 
Die Vorsitzende, Abg. Bähr-Losse, brachte ein, dass es in der Vorla-
ge so anmute, als meine die Verwaltung, den Kreistagsabgeordne-
ten vorschreiben zu können, worüber gesprochen werde. Hier gehe 
es um ein Thema grundsätzlicher Bedeutung, hier würden sich die 
Abgeordneten auch das Recht nehmen, das zu tun, wofür sie auch 
gewählt worden seien.  
 
Der Landrat, Herr Schuster, führte aus, dass man dem Antrag gerne 
gefolgt sei, diese Sondersitzung kurzfristig vor Weihnachten durch-
zuführen. Er sei über die Anteilnahme der Öffentlichkeit und der 
Presse positiv überrascht, dies belege, dass man als Politik gefordert 
sei. Die Menschen im Rhein-Sieg-Kreis würden erwarten, dass man 
sich mit dieser Frage auseinandersetze und dies tue man.  
Der Dezernent habe über die juristische Einschätzung bereits etwas 
gesagt. Leider seien einem da die Hände gebunden. Man habe die 
Prüfungen noch nicht ganz abschließen können, dennoch könne 
diese Veranstaltung vom Betreiber als nachdrücklichen Appell nicht 
missverstanden werden. Wenn für ihn als Landrat ein Verhand-
lungsauftrag herauskommen werde, werde er dem selbstverständlich 
gerne Folge leisten.    
Es sei sehr zu bedauern, dass sich trotz Einladung niemand von der 
Bezirksregierung dazu habe durchringen können, hier die Position 
des Landes und des Trägers, der für die Krankenhausbedarfspla-
nung verantwortlich sei, zu vertreten.  
 
Wenn das Ergebnis dieser Sitzung feststehen werde, sei er gerne 
bereit, für die Bevölkerung im Rhein-Sieg-Kreis bis zur Bezirksregie-
rung und zum Ministerium zu gehen, um das Anliegen mit Unterstüt-
zung der Landtagsabgeordneten dort vorzutragen.       
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Die Vorsitzende, Abg. Bähr-Losse, machte deutlich, dass man hier 
an einem Strang ziehe. 
Sie schlug vor, die Tischvorlage (Antrag vom 18.12.2016) in der 
nächsten ordentlichen Sitzung zu thematisieren, da man ohnehin an 
dem Thema dranbleibe und die aufgeworfenen Fragen auf eine Be-
antwortung warteten.  
Sie bat die Klinikleitung, soweit es möglich sei, auf die gestellten 
Fragen zu antworten.   
 
Frau Jericho, Geschäftsführerin der Asklepios Kinderklinik, stellte 
fest, dass es berechtigt viele Fragen gegeben habe, die geklärt wer-
den müssten. Man habe jetzt nicht die Zeit und sie könne nicht auf 
alle Fragen in der Tiefe eine Antwort geben. Sie werde die Antworten 
im Nachgang zur Verfügung stellen und man bleibe im weiteren Dia-
log.  
 
Die Vorsitzende, Abg. Bähr-Losse, dankte und sicherte zu, dass man 
den Ausschuss und die anwesende Öffentlichkeit bei der nächsten 
Ausschusssitzung informieren werde, da dies für alle von Bedeutung 
sei.  

 

1.5 Antrag der CDU Kreistagsfraktion und GRÜNE vom 09.12.16: 
Resolution zum Erhalt der Geburtshilfe und Neonatologie am 
Standort Sankt Augustin 

  

 
 

 
Die Vorsitzende, Abg. Bähr-Losse, sagte, dass sie den Eindruck 
habe, es gehe bei der Resolution um eine gemeinsame fraktions-
übergreifende Antragstellung, die es in der folgenden Kreistagssit-
zung geben solle. 
 
Der Landrat, Herr Schuster, fügte hinzu, dass es gut wäre, wenn der 
Fachausschuss zu einem Votum kommen könne.  
 

B.-Nr. 
21/16  
 

Es wurde beschlossen:  
Der Ausschuss für Inklusion und Gesundheit empfiehlt dem Kreistag 
folgende Resolution zu beschließen: 
 
„[…] fordert die Bezirksregierung Köln und die Landesregierung als 
zuständige Aufsichtsbehörden auf, den Antrag der Asklepios Klinik in 
Bezug auf die Vereinbarkeit mit den gesetzlichen und planerischen 
Vorgaben auch vor dem Hintergrund der Bevölkerungsprognosen für 
die Region detailliert zu überprüfen und einen Erhalt am Standort 
Sankt Augustin für die Region möglichst zu sichern. […]“ 
 

Abst.- 
Erg.: 

Zustimmung/einstimmig  
 

 Abg. Schmitz bat darum, dass der Landrat die eigenen Aufgaben 
und Möglichkeiten, die er aufgezählt habe, auch als Moderator und 
Verfechter der Thematik wahrnehmen werde. 
 
Der Landrat, Herr Schuster, führte aus, dass die Resolution um die 
entsprechenden Sätze ergänzt werde.  
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Die Vorsitzende, Abg. Bähr-Losse, sagte ihre Unterstützung auch in 
ihrer Funktion zu.  
 
Anmerkung der Verwaltung:  
 
Vom Kreistag wurde folgende Resolution beschlossen: 
 
Der Rhein-Sieg-Kreis schließt sich der Resolution des Rates der 
Stadt Sankt Augustin zum Erhalt der Geburtshilfe und der Neonato-
logie am Standort Sankt Augustin vom 07. Dezember 2016 vollum-
fänglich an. 
 
Dieser lautet: Der Rat der Stadt Sankt Augustin fordert die Leitung 
der Asklepios Kinderklinik auf, die Entscheidung über die Schließung 
der Geburtshilfe und Neonatologie zurückzunehmen und diese me-
dizinischen Angebote auch zukünftig in Sankt Augustin vorzuhalten.  
Die Stadt Sankt Augustin fordert die Bezirksregierung Köln und die 
Landesregierung als zuständige Aufsichtsbehörden auf, den Antrag 
der Asklepios Klinik in Bezug auf die Vereinbarkeit mit den gesetzli-
chen und planerischen Vorgaben auch vor dem Hintergrund der Be-
völkerungsprognosen für die Region detailliert zu überprüfen und 
einen Erhalt am Standort Sankt Augustin für die Region möglichst zu 
sichern.  
 
Des Weiteren wird der Landrat gebeten, dies aktiv zu unterstützen 
indem er mit der Bezirksregierung und dem Land in Verbindung tritt 
und entsprechende Gespräche vereinbart.    
 
 

 

2 Mitteilungen und Anfragen   

 
 

 
Anträge lagen nicht vor. Anfragen wurden nicht gestellt.  
 

 
 

Ende des öffentlichen Teils 

 



15 

10. Sitzung des Ausschusses für Inklusion und Gesundheit (Sondersitzung) am 19.12.2016   

TOP Beratungsgegenstand Vorlagen-/Antrags-Nr. 

 
 

 
 
Nichtöffentlicher Teil 

 

3 Mitteilungen und Anfragen   

 
 

 
Anträge lagen nicht vor. Anfragen wurden nicht gestellt.  
 

 
 
 
 
  

Bettina Bähr-Losse 
Vorsitzende 

 
Roland Hassenrik 
Schriftführer 
 

 
 
 


	BM_Text2
	Zusatzinformation
	Tagesordnung
	Anwesenheit
	Entschuldigt
	BM_Text3
	Vorlage
	Zu

